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Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 11. Oktober 1989 
durch den Vorsitzenden Richter Wolf und die Richter 
Treier, Dr. Brunotte, Dr. Paulusch und Dr. Hübsch

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das 
Urteil des 5. Zivilsenats des Schleswig- 
Holsteinischen Oberlandesgerichts in 
Schleswig vom 15. September 1988 auf­
gehoben .

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die außergerichtlichen 
Kosten des Revisionsverfahrens, an das Berufungs­
gericht zurückverwiesen.

Gerichtskosten für das Revisionsverfahren werden 
nicht erhoben.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit eines Tank­
stellenmietvertrages, den die frühere Grundstückseigentü­
merin Frau Ke|^HB am 1. Mai 1981 mit der Beklagten abge­
schlossen hat; dabei wurde der zwischen Frau KeflHB und der



esellschaft mbH bestehende
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Firma
Vertrag vom 20. April 1977 unter Beibehaltung des bisherigen 
Vertragsdatums von der Beklagten übernommen. Seit 1985 ist 
der Kläger Eigentümer des Tankstellengrundstücks.

Der Kläger hält den zwischen Frau K e | H I  und der Be­
klagten abgeschlossenen Vertrag wegen Sittenwidrigkeit für 
nichtig, weil dieser aufgrund der zahlreichen, regelmäßig 
den Vermieter benachteiligenden Regelungen gegen die Grund­
sätze von Treu und Glauben verstoße sowie letzteren in sei­
ner wirtschaftlichen und finanziellen Bewegungs- und Dispo­
sitionsfreiheit erheblich einenge und unverhältnismäßig be­
schränke. Neben der Feststellung der Unwirksamkeit des Ver­
trages hatte der Kläger von der Beklagten Zahlung rückstän­
diger Mehrwertsteuer in Höhe von 504 DM verlangt. Das Land­
gericht hat die Klage in vollem Umfang abgewiesen.

Mit seiner Berufung hat der Kläger unter Aufrechter­
haltung seines Rechtsstandpunktes zuletzt beantragt,

festzustellen, daß der Pachtvertrag vom 20. April 1977/ 
1. Mai 1981 rechtsunwirksam sei, insbesondere daß die 
Bestimmungen dieses Vertrages zwischen den Parteien 
nicht gelten.

Das Berufungsgericht hat die Berufung des Klägers zu­
rückgewiesen und im angefochtenen Urteil, das keinen Tatbe­
stand enthält, ausgeführt, die vom Kläger beanstandeten 
Klauseln begründeten den Vorwurf der Sittenwidrigkeit nicht. 
Das Oberlandesgericht hat den Wert der Beschwer auf 
26.400 DM festgesetzt.
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Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sein Berufungs­
begehren weiter. Die Beklagte war in der mündlichen Verhand­
lung vom 11. Oktober 1989, zu der sie ordnungsgemäß geladen 
worden ist, nicht vertreten. Der Kläger beantragt Erlaß 
eines Versäumnisurteils.

Entscheidunqsqründe:

I. Nachdem der erkennende Senat durch Beschluß vom 
25. Januar 1989 den Wert der Beschwer auf einen 40.000 DM 
übersteigenden Betrag festgesetzt hat, ist die Revision 
statthaft (§§ 545, 546 ZPO). Sie ist auch im übrigen zu­
lässig .

II. In der Sache selbst führt die Revision des Klägers 
zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurückver­
weisung an die Vorinstanz. Da die Revisionsbeklagte trotz 
ordnungsgemäßer Ladung im Verhandlungstermin nicht erschie­
nen ist, war auf den Antrag des Revisionsklägers durch Ver­
säumnisurteil zu entscheiden (BGHZ 37, 79, 81).

1. Das angefochtene Urteil enthält, wie von der Revi­
sion zu Recht gerügt wird, unzulässigerweise keinen Tatbe­
stand. Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
müssen Berufungsurteile, gegen die das Rechtsmittel der Re­
vision statthaft ist, nach § 543 Abs. 2 S. 1 ZPO einen Tat­
bestand enthalten, weil nach § 561 Abs. 1 ZPO nur das aus 
dem Tatbestand oder dem Sitzungsprotokoll ersichtliche Par­
teivorbringen der Beurteilung durch das Revisionsgericht 
unterliegt und dieses seine Aufgabe nur erfüllen kann, wenn
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das Berufungsurteil eine Sachverhaltsdarstellung enthält, 
aus der sich ergibt, von welchen tatsächlichen Vorausset­
zungen das Berufungsgericht ausgegangen ist (vgl. Senatsur­
teil vom 19. Dezember 1979 - VIII ZR 323/78 = WM 1980,
253 f; zuletzt Senatsurteil vom 7. Juni 1989 - VIII ZR 
138/88 -) .

Von der Aufhebung des nicht mit einem Tatbestand verse­
henen Berufungsurteils kann ausnahmsweise nur abgesehen wer­
den, wenn es für die Entscheidung des Revisionsgerichts auf 
die tatsächlichen Grundlagen des Berufungsurteils nicht an­
kommt, weil etwa die Parteien nur über eine Rechtsfrage 
streiten, deren Beurteilung die Feststellung eines konkreten 
Sachverhalts nicht voraussetzt oder sich die tatsächlichen 
Grundlagen der Entscheidung hinreichend deutlich aus den 
Urteilsgründen ergeben (vgl. BGH, Urteil vom 17. Januar 1985 
- VII ZR 257/83 = LM ZPO § 543 Nr.7; BGH, Urteil vom 
19. Juni 1986 - IX ZR 141/85 - und BGH, Urteil vom 12. Fe­
bruar 1987 - III ZR 148/85 = BGHR ZPO § 543 Abs. 2 "Tatbe­
stand, fehlender" 1 und 4).

Ein solcher Ausnahmefall ist hier jedoch nicht gegeben. 
Da die Parteien über die Sittenwidrigkeit des Tankstellen­
mietvertrages vom 20. April 1977/1. Mai 1981 streiten, kann 
die vom Berufungsgericht vorgenommene Wertung der einzelnen 
Klauseln sowie die Gesamtwürdigung des Vertrages vom Revi­
sionsgericht nur nachgeprüft werden, wenn die beanstandeten 
Vertragsbestimmungen in den Entscheidungsgründen in ihrem 
wesentlichen Inhalt mitgeteilt worden wären; die bloß sinn­
gemäße Wiedergabe einzelner Vertragsklauseln in den Ent­
scheidungründen ist hierfür nicht ausreichend. Ergeben sich



mithin die tatsächlichen Grundlagen der Entscheidung auch 
nicht hinreichend deutlich aus den Urteilsgründen, so daß 
das Revisionsgericht das Berufungsurteil nicht auf Rechts« 
fehler überprüfen kann, mußte das angefochtene Urteil aufge­
hoben werden.

Die Entscheidung über die Gerichtskosten des Revisions­
verfahrens beruht auf § 8 Abs. IS. 1 GKG.

Wolf Treier Dr. Brunotte
Dr. Paulusch Dr. Hübsch
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